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fen wurden, könne sie so schnell 
nicht geben, sagte sie.

Das deutet darauf hin, dass 
Leonidakis recht hat: Es gibt 
überhaupt keine. „Solche An-
mietungen, für die auch Um-
baukosten anfallen, sind natür-
lich sehr viel teurer, als einfach 
die Gruppen zu vergrößern“, 
sagt Leonidakis. „Das 21. Kind 
ist die billigste Lösung.“

Die Vergrößerung der Kita-
gruppen ist wiederholt Gegen-
stand von Kritik: Am Donners-
tag hatten zuletzt die LeiterIn-

Früher gabs hier Ruhe und Nordseescholle, bald vielleicht Kunst und Musik: das Lankenauer Höft  Foto: ZZZ Bremen

VON HENDRIK GERLACH

Es gibt Streit um das Lanke-
nauer Höft in Woltmershausen. 
Der Kultur- und Partyverein Zu-
cker e. V. will das zurzeit leer ste-
hende Areal mit Leben füllen. 
Doch neben Sicherheitsbeden-
ken von der CDU gibt es Wider-
stand von überwiegend älteren 
BewohnerInnen aus Woltmers-
hausen, die um ihre Ruhe und 
Naherholung fürchten.

Das Lankenauer Höft ist ein 
traditionelles Ausflugsziel – 39 
Jahre lang gab es auf der Weser-
Halbinsel einen Restaurantbe-
trieb. In diesem Sommer drohte 
jedoch der Leerstand, weil die 
Stadt Bremen den Vertrag mit 
dem Pächter des Restaurants 
zum Jahresende 2016 auslau-
fen ließ. Stattdessen wollte die 
Stadt das Areal mit einem In-
vestor langfristig entwickeln. 
Der wiederum sprang jedoch 
im Frühjahr ab. Seitdem ist die 
Zukunft des Höfts unklar.

Bremens Zuckerwerk, eine 
Verein von über 50 KünstlerIn-
nen zur Schaffung eines sozio-
kulturellen Zentrums und dem 
Erhalt des „Zucker“-Clubs, sucht 
seinerseits seit mehreren Jah-
ren ein Clubgebäude. Der ge-
plante und von der Stadt ange-
botene Kauf eines alten Bunkers 
in Überseestadt verzögert sich 
aufgrund der Klagen von anlie-
genden Unternehmen. Zuletzt 
erhielt das Zuckerwerk den Zu-
schlag für die Nutzung des Höfts 
in der Saison 2017. Doch obwohl 
die von Mai bis Oktober läuft, ist 
der Ort noch ungenutzt.

Der Grund dafür ist Wider-
stand im Ortsbeirat. Zu beob-
achten war das vergangene Wo-
che auf der Sondersitzung des 
Beirats Woltmershausen: Die 
CDU forderte auch für eine tem-
poräre Nutzung Genehmigun-
gen und Gutachten über den Zu-
stand des Lankenauer Höfts. „Da 
der letzte Pächter das Gebäude 
komplett entkernen musste, 
hängen viele lose Kabel aus der 
Decke, und der Fußboden ist 

eine Stolperfalle“, erklärt Wal-
demar Seidler, CDU-Beiratsspre-
cher, „gerade wenn auch Kinder 
und Alte mitmachen sollen, ist 
das unverantwortlich. Und die 
Behörden schieben sich gegen-
seitig die Schuld zu.“

Die bestreiten das. Tim Cord-
ßen, Sprecher des Wirtschafts-
senators, sagt: „Für eine Zwi-
schennutzung ist das Gebäude 
absolut geeignet. Bei den hän-
genden Kabeln handelt es sich 
nur um ein paar abgeschraubte 
Lampen“. Er befürchtet, dass Ver-
anstaltungen am Höft der Poli-
tik zum Opfer fallen: „Im Beirat 
geht es wegen der langfristigen 
Nutzung des Lankenauer Höfts 
gerade hoch her. Es wird nur lei-
der auf dem Rücken des Zucker-
werks ausgetragen.“

Akifa Taxim vom Zucker e. V. 
sieht das ähnlich. „Eine Zwi-
schennutzung ermöglicht ja ei-
gentlich provisorische, kreative 
Nutzung. Das wird jetzt bürokra-
tisch ausgebremst, und deswe-
gen konnten wir bisher zu den 
Fährzeiten keine Gastronomie 
anbieten.“ Taxim hofft den-

noch, dass der Verein bald los-
legen kann: „Ich kann keinen 
Stichtag nennen, hoffe aber, 
dass wir in ein, zwei Wochen alle 
Genehmigungen haben.“

Die Nutzung des Lankenauer 
Höfts durch das Zuckerwerk 
spaltet die BewohnerInnen des 
Stadtteils in zwei Lager: Jün-
gere unterstützten das Konzept 
für die temporäre Nutzung am 
Rande der Beiratssitzung, viele 
Ältere protestierten dagegen, 

ein Bürger sprach sogar von ei-
ner „feindlichen Übernahme“. 
Waldemar Seidler betont, die 
CDU sei nicht gegen das Zu-
ckerwerk, äußert aber auch 
Verständnis für SkeptikerIn-
nen: „Der Bürgermeister hatte 
versprochen, sich für den Er-

Kein Bock auf Party
FREIRÄUME Der Kulturverein Zucker e.V. will das leer stehende Lankenauer Höft mit Kunst 
und Partys wiederbeleben. Doch es gibt Widerstand von AnwohnerInnen und CDU

„Das 21. Kind ist die 
billigste Lösung“
SOFIA LEONIDAKIS, KINDERPOLITISCHE 
SPRECHERIN DER LINKSFRAKTION

halt des dortigen Restaurants 
einzusetzen, aber passiert ist 
nichts. Die meisten Älteren wol-
len ihre Ruhe haben und kön-
nen mit lauten Partys und mo-
derner Kunst nichts anfangen. 
Das wirkt auf sie wie Sperrmüll.“

Das Zuckerwerk verweist da-
rauf, dass ohnehin geplant sei, 
die Hälfte des Programms mit 
Ideen aus dem Stadtteil zu fül-
len. „Etwa alle zwei Wochen wird 
es ein offenes Plenum geben, 
bei dem AnwohnerInnen Ideen 
einbringen können. Wir haben 
schon von AmateurfunkerIn-
nen gehört und Menschen, die 
künstlerische Seminare für Kin-
der planen“, sagt Akifa Taxim, 
„wir wollen niemandem etwas 
wegnehmen, sondern haben 
sehr viel Lust, den Ort zusam-
men mit allen hier wieder mit 
Leben zu füllen.“ Taxim zumin-
dest ist davon überzeugt, das 
viele WoltmershausenerInnen 
das auch wollen: „Wir bekom-
men viele positive Rückmeldun-
gen aus dem Stadtteil. Ich gehe 
fest davon aus, dass wir großes 
Engagement erleben werden.“

Bei Kindern können wir sparen
BILDUNG Der Senat hat Alternativen zur Gruppenvergrößerung nicht verfolgt, 
kritisiert die Fraktion der Linken in der Bremischen Bürgerschaft
Als falsch bezeichnet die kin-
derpolitische Sprecherin der 
Linken, Sofia Leonidakis, die 
Darstellung der Bremer Lan-
desregierung, die Aufstockung 
der Kindergartengruppen auf 
21 Kinder sei alternativlos. Mit 
der Vergrößerung will der Senat 
vermeiden, dass erneut Kinder 
ohne Betreuungsangebot daste-
hen wie im Jahr 2016. Leonida-
kis sagte: „Der Senat hat vor über 
einem Jahr angekündigt, Räume 
anzumieten für Dependancen 
von Kindertagesstätten – das 
hat er meines Wissens nach an 
keiner Stelle umgesetzt.“

Dies konnte Annette Kemp, 
die Sprecherin der Bildungsbe-
hörde, kurzfristig weder bestä-
tigen noch dementieren. Eine 
Antwort auf die Frage, wie viele 
solcher Dependancen geschaf-

nen von Kindertagesstätten des 
städtischen Eigenbetriebs „Kita 
Bremen“ die Gruppenvergrö-
ßerung abgelehnt. Sie könn-
ten dies nicht verantworten, 
hieß es in einem einstimmigen 
Beschluss, weil „die Gesund-
heit der MitarbeiterInnen und 
das Wohlbefinden eines jeden 
uns anvertrauten Kindes“ ge-
fährdet sei. Die Gruppen seien 
mit 20 Kindern bereits jetzt zu 
groß, wie ErzieherInnen aus al-
len Stadtteilen sagen. Dies gelte 
umso mehr in Kindergärten, in 
denen der Großteil der Kinder 
in schwierigen sozialen Verhält-
nissen lebt, so eine Leiterin aus 
Gröpelingen.

„Wir haben gar keine Wahl, ob 
wir das umsetzen oder nicht“, 
sagt hingegen der Geschäfts-
führer von Kita Bremen, Wolf-
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ten tun: Nicht mehr heiraten? 
Mehr arbeiten?
Ein doppeltes Nein. Warum 
sollten sie nicht heiraten, ins-
besondere wenn der Gesetzge-
ber immer noch relativ hohe fi-
nanzielle Anreize setzt? Mehr 
arbeiten geht eigentlich auch 
nicht, da Frauen schon heute 
voll beschäftigt sind.
Was muss sich also ändern?
Es geht darum, dass sich Frauen 
mit ihren Partnern oder Partne-
rinnen den Anteil bezahlter Er-
werbsarbeit und unbezahlter 
(Sorge-)Arbeit besser aufteilen. 
Statt kleine Teilzeit bei Frauen 
und hohe Vollzeit bei Männern 
heißt das dann eine 32-Stunden-
Woche für beide. Dabei kann es 
über das gesamte Erwerbsle-
ben natürlich Abweichungen 
nach oben und unten geben – 
im Durchschnitt sollten wir aber 
diesen Wert erzielen.
Und was erwarten Sie von den 
Männern?
Dass sie das tun, was sie so oft sa-
gen: eine gleichberechtigte Teil-
habe zu leben, das heißt, sich zu 
kümmern um Kinder, um Haus-
halt, um Pflege. INTERVIEW KMS

■■ 19 Uhr, Haus der Wissenschaft, 
Eintritt zehn Euro, ermäßigt fünf

„Ein doppeltes Nein“
FRAUEN Jutta Allmendinger spricht über ungleiche 
Einkommen und den Heiratsmarkt als Risiko

Ein in Bremen ansässiger Braue-
rei-Konzern macht auf Öko: Um 
die  monatlich 12.000 Einweg-
kaffeebecher aus Pappe zu ver-
hindern, hat die Konzernleitung 

den MitarbeiterInnen 2.700 
Mehrwegbecher aus ressour-
censchonendem Hartplastik 
verordnet. Auch als Hut schön 
bei 14 Grad und Regen

Das Bio-Kunststoff-Wetter

taz: Frau Allmendinger, was 
verdienen Frauen?
Jutta Allmendinger: Deutlich 
weniger als Männer: Die Diffe-
renz ist bereits sichtbar beim 
Stundenlohn und noch ausge-
prägter beim Monatsgehalt – 
rechnet man dann das Lebens-
einkommen zusammen, ergibt 
sich ein großer Unterschied. 
Zudem werden die Leistungen 
von Frauen beispielsweise bei 
der Erziehung von Kindern, in 
der Pflege von Älteren und tag-
täglich im Haushalt nur selten 
honoriert.
Eine Ihrer Thesen ist, der Hei-
ratsmarkt sei für Frauen im-
mer noch wichtiger als der Ar-
beitsmarkt. Was meinen Sie da-
mit?
Der Blick auf die eigenen und 
die abgeleiteten Altersrenten 
der Frauen macht deutlich: Von 
der eigenen Rente können nur 
wenige Frauen leben. Waren 
oder sind sie aber verheiratet, so 
geht es ihnen im Alter finanziell 
viel besser. Die Altersrenten von 
Männern sind in Westdeutsch-
land fast doppelt so hoch wie die 
von Frauen. Sehr häufig liegen 
sogar die stark gekürzten Wit-
wenrenten über den eigenen 
Altersrenten der Frauen.
Sie sagen, dass zunehmend 
„auch der Heiratsmarkt zu-
sammenbricht“ – was ist da-
mit gemeint?
Frauen gehen heute ein relativ 
hohes Risiko ein, wenn sie sich 
auf die sogenannte „Versorger-
ehe“ einlassen. Denn die Schei-
dungsquoten sind hoch, und 
das neue Unterhaltsrecht ver-
langt von Frauen, selbstständig 
für ihre Absicherung zu sorgen.
Was sollten Frauen also am bes-

„Eine provisorische 
und kreative Nut-
zung wird bürokra-
tisch ausgebremst“
AKIFA TAXIM, ZUCKER E. V.

Jutta Allmendinger

■■ 60, ist Soziologin, Präsiden-
tin des Wissenschaftszentrums 
Berlin für Sozi-
alforschung 
(WZB) und 
Professorin für 
Arbeitsmarkt-
forschung an 
der HU in Berlin.

Dann doch lieber zu Hause
KOMMENTAR ÜBER GRÖSSERE KITAGRUPPEN VON EIKEN BRUHN

D ass sich die LeiterInnen 
von Kindertagesstätten 
des städtischen Eigenbe-

triebs geschlossen gegen einen 
Beschluss des Senats und der 
rot-grünen Parlamentsmehr-
heit stellen, ist ein unerhörter 
Vorgang.

Zähneknirschend haben sie 
noch den größten Blödsinn mit-
getragen, den sich Politik und 
Verwaltung ausgedacht haben. 
Zum Beispiel die „Viertquartals-
kinderregelung“. Auf diese Weise 
schaffte die damalige Kinder-
senatorin Anja Stahmann (Die 
Grünen) das Kunststück, auf ei-
nen Schlag 1.700 Krippenplätze 
zu schaffen – rechtzeitig zum 
Rechtsanspruch, der seit 2013 
auch für Ein- bis Dreijährige gilt. 
Seitdem müssen schon zweiein-
halbjährige Wickelkinder in die 
Gruppen von 20 Drei- bis Sechs-
jährigen wechseln. Daher fehlen 
dort jetzt auch anteilig mehr 
Plätze als bei den Kleinen.

Die Kita-Leitungen sagen 
zwar jedem, der sie nach ihrer 
Meinung dazu fragt, wie päda-
gogisch fragwürdig sie dies fin-
den – aber sie haben sich nicht 
kollektiv verweigert, als Rot-
Grün den Plan absegnete.

Ein solches Signal senden 
sie erst jetzt: Es reicht. Das sa-
gen auch ihre MitarbeiterIn-
nen. ErzieherInnen können be-
reits bei einer Gruppengröße 
von 20 nicht mehr jedem Kind 
das geben, was es braucht. Der 
Lärm- und Stresspegel ist in 
großen Gruppen hoch. Hinzu 
kommt, dass viele ErzieherIn-
nen wegen Krankheit ausfallen 
und dank des selbst verzapften  
Fachkräftemangels kaum noch 
Ersatz zu bekommen ist.

Für die Kinder heißt das, dass 
sie sich mitunter täglich an neue 
Gesichter gewöhnen müssen. 
Ohne sichere Bindung an Er-
wachsene gelingt aber Lernen 
nicht, wie Bildungsforscher seit 
Jahren herunterbeten.

Das Elend wird im Sommer 
noch einmal ein bisschen grö-
ßer. Dann eröffnen reihenweise 
neue Gruppen in Mobilbauten 
mit ErzieherInnen, die größten-
teils direkt aus der Ausbildung 
kommen. Vielleicht hat die Lin-
ken-Politikerin Sofia Leonida-
kis recht mit ihrer Vermutung 
und es bleiben tatsächlich Plätze 
leer, weil die Eltern, die es sich 
leisten können, dann doch lie-
ber ihre Kinder zu Hause hüten.

gang Bahlmann, zu dem Be-
schluss seiner MitarbeiterIn-
nen. „Wenn die Richtlinie für 
den Betrieb von Kindertages-
stätten geändert wird, dann ist 
sie verbindlich für alle Träger.“

Immerhin würden Häuser 
ausgenommen, in denen zu we-
nig Raum für ein weiteres Kind 
ist. Außerdem geht Bahlmann 
davon aus, dass in einigen Stadt-
teilen in neu aufgestellten Con-
tainern Plätze unbesetzt bleiben 
und dort daher keine Gruppen 
vergrößert werden müssen.

Gleichwohl sagte er, ein sol-
ches Votum der Kita-Leitungen 
sei „ein Hilferuf“, der nicht über-
hört werden dürfe.

Das vorige Mal, dass sich die 
LeiterInnen von Kita Bremen ei-
nem Beschluss des Senats wider-
setzt haben, war 1989. Damals 
hatte der damalige Sozialsena-
tor Henning Scherf (SPD) auf ei-
nen Schlag 190 Plätze schaffen 
wollen, indem die Gruppen von 
20 auf 21 Kinder vergrößert wer-
den sollten. EIB
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